
Das OLG München hat in einer bemer-
kenswerten Entscheidung herausgear-
beitet, dass die ausdrücklich zwischen 
den Vertragsparteien vereinbarte Be-
schaffenheit einer Bauleistung Vorrang 
vor der „üblichen Beschaffenheit“ oder 
einer „Funktionalität“ mit Blick auf den 
Verwendungszweck des Bestellers hat. 
� OLG München, Urteil vom 05.06.2013 �
� - 13 U 1425/12 -

IIn dem entschiedenen Fall hatte ein Schrei-
nereibetrieb eine neue Ausstellungshalle er-

richten lassen. Im Leistungsverzeichnis war eine 
Dicke von 15 cm für die Bodenplatte vorgese-
hen. Der Unternehmer hatte 
keine Bedenken geltend ge-
macht, da für ihn nicht ersicht-
lich war, dass in dieser Ausstel-
lungshalle auch Gabelstapler 
zum Einsatz kommen würden. 
Der Auftraggeber erklärte (im 
Nachhinein), es sei doch eine 
Selbstverständlichkeit, dass 
man beim Einbringen der Ausstellungsgegen-
stände wie beim etwaigen Umbau der Ausstel-
lung mit Transportfahrzeugen in die Halle fa-
hren müsse. Hierfür sei die Bodenplatte mit 
15 cm Dicke aber nicht geeignet. 

Die Entscheidung des Gerichts
Das OLG München weist die Klage des Bau-
herrn auf Kostenvorschuss zur Mangelbeseiti-
gung ab. Begründet wird dies damit, dass nach 
dem Gesetzestext die konkrete Beschaffenheits-
vereinbarung vorrangig sei. 

Der Bundesgerichtshof hätte vermutlich zu-
gunsten des Auftraggebers entschieden. Nach 
der ständigen Rechtsprechung des BGH treffen 
die Vertragsparteien beim Abschluss eines jeden 
Bauvertrages eine stillschweigende Vereinba-
rung, dass sich die Werkleistung des Unterneh-
mers - völlig unabhängig von der konkret ver-
einbarten Beschaffenheit - in jedem Falle für 

den Verwendungszweck des Bestellers (und 
wenn dieser nicht bekannt ist, für den üblichen 
Verwendungszweck) eignen müsse. 

Diese Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofes führt dazu, dass dem Bauunternehmer 
Beratungspflichten aufgebürdet werden, die 
dieser in vielen Fällen nicht erfüllen kann bzw. 
von denen er gar nicht weiß, dass er sie hat. 
Nach dem Bundesgerichtshof muss jeder Werk-
unternehmer vor der Ausführung der Werklei-
stung prüfen, ob sich das, was der Besteller etwa 
in einem Leistungsverzeichnis ausdrücklich 
vorgegeben hat, auch tatsächlich für dessen Ver-
wendungszwecke eignet. Um dies herauszufin-
den, muss der Bauunternehmer den Besteller in 

aller Regel fragen, was er im Ein-
zelnen beabsichtigt. Vielfach 
machen sich Bauunternehmer 
hierüber jedoch zu wenig Ge-
danken und gehen davon aus, 
der Besteller wisse schon, was er 
bestellt habe und es bestehe kein 
Anlass, dies zu hinterfragen. 

Hinweis für die Praxis
Das Urteil des OLG München ist eine Einzel-
fallentscheidung, die wegen der beschriebenen 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes nicht 
verallgemeinert werden kann. Will der Werk-
unternehmer den sichersten Weg gehen, muss 
er alle Vorgaben des Auftraggebers kritisch hin-
terfragen und für den Fall, dass er sich nicht si-
cher ist, ob die ausdrücklich vereinbarte Be-
schaffenheit tatsächlich in allen Punkten funk-
tionstauglich ist, Bedenken anmelden. Bleibt 
der Auftraggeber trotz ordnungsgemäßer Be-
denkenanmeldung bei seinen Planungsvorga-
ben, ist der Unternehmer von der Gewährlei-
stung frei (§ 13 Abs. 3 VOB/B).� 

Vereinbarte Beschaffenheit  
oder übliche Beschaffenheit

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten quartals

Auch wenn die Qualität der Baulei-
stungen deutlich gestiegen ist, stel-
len wir in den letzten Jahren eine 
Verschärfung der Mängelhaftung 
fest. Dies liegt auch an der Recht-
sprechung, die mit dem „funktio-
nalen Mangelbegriff“ oder dem so-
genannten „merkantilen Minderwert“ 
neue Maßstäbe gesetzt hat. Wir 
werden uns mit diesem Thema in 
einem Streitgespräch im September 
2013 befassen, zu dem wir Sie noch 

gesondert einladen. Zur inhaltlichen 
Vorbereitung dürfen wir Sie auf den 
Artikel unseres Kollegen Bach auf 
Seite 8 verweisen. 

Da in vielen Firmen Kraftfahrzeuge 
im Einsatz sind, haben wir unser Be-
ratungsangebot um das Verkehrs-
recht erweitert; unser zuständiger 
Rechtsanwalt Stephan Becker stellt 
Ihnen auf Seite 5 weitere Einzel-
heiten vor. Ansonsten dürfen wir auf 
unser Seminarangebot im 4. Quartal 
2013 (siehe Seite 7) sowie die von 
uns kommentierten Entscheidungen 
zum Vergaberecht und privaten 
Baurecht verweisen. 
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1. Über § 642 BGB werden wartezeitbe-
dingte Mehrkosten des Unternehmers ent-
schädigt, die er bei Angebotsabgabe nicht 
kalkulieren konnte. Zur Anspruchsdarstel-
lung muss konkret vorgetragen werden, 
welche Differenzen sich bei einem Ver-
gleich zwischen einem ungestörten und 
dem verzögerten Bauablauf ergibt.  
2. Witterungsbedingte Verlängerungen 
der Bauzeit begründen keinen Annahme-
verzug des Auftraggebers.  
� Kammergericht, �
� Urteil vom 28.05.2013 - 7 U 12/12 -

Der klagende Auftragnehmer begehrt Ent-
schädigung nach § 642 BGB wegen Bau-

zeitverzögerung. Die Einbeziehung der VOB/B 
in den Vertrag war vereinbart. Als Bauzeit war 
der Zeitraum vom 15.06.2009 (Baubeginn) bis 
zum 11.05.2010 (Bauende) festgelegt. Gemäß 
den Besonderen Vertragsbedingungen waren 
diese Fristen verbindliche Vertragsfristen. Fer-
ner wurden ohne Bauzeitenplan weitere Einzel-
fristen vereinbart. Die Ausführung der Bauab-
schnitte 2 und 3 sollte am 
15.06.2009 beginnen. Die Fer-
tigstellung dieser Bauabschnitte 
war für den September 2009 
vorgesehen. Die Fertigstellung 
des Bauabschnitts 1 sollte im 
April 2010 erfolgen. Die vorge-
sehene Bauzeit ließ sich auf-
grund von vier Störungskom-
plexen (verspätete Baugrubenübergabe, man-
gelhafte Ausführungsplanung, mangelhafte 
Vorunternehmerleistungen/Wassereinbruch 
und Witterung) nicht umsetzen. Die Klägerin 
stützt ihren Entschädigungsanspruch auf bau-
betriebliche Gutachten. Sie berechnet die Ent-
schädigungsansprüche zum einen für den Zeit-
raum, um den sich die Baumaßnahme bedingt 
durch den Annahmeverzug über das vertraglich 
vereinbarte Bauende verlängert hatte; alternativ 
auch für den Zeitraum des Annahmeverzugs. 
Beansprucht werden seitens der Klägerin die 
Erstattung von AGK, BGK, Kosten der Bau-
stelleneinrichtung, Mehrkosten für die Beschaf-
fung von Baumaterialien sowie Wagnis und Ge-

winn. Den Annahmeverzug der Beklagten be-
zifferte die Klägerin auf 5,78 Monate.

Die Entscheidung des Gerichts
Das KG stimmt einem Entschädigungsan-
spruch für eine Bauzeitverzögerung von 3,9 Mo-
naten zu. Dem Grunde nach lehnt das Kam-
mergericht lediglich bezüglich des Störungs-
komplexes „Witterungsbehinderungen“ einen 
Anspruch der Klägerin ab. Diesbezüglich folgt 
das KG der wohl herrschenden Auffassung der 
Literatur und der Rechtsprechung, dass zur Ar-
beitsunterbrechung führende Witterungsver-
hältnisse keinen Annahmeverzug begründen, 
da der AG die Witterungsverhältnisse nicht 
vorhersehen und beeinflussen kann. Bezüglich 
der übrigen Störungssachverhalte sieht das KG 
einen Anspruch der Klägerin als begründet an. 
Auf Basis eines fundierten Sachvortrags konnte 
das KG der Klägerin Entschädigung für AGK, 
BGK sowie das Vorhalten der Baustellenein-
richtung zusprechen. Bezüglich des Anspruchs 
auf Wagnis und Gewinn lehnt das KG den An-
spruch ab. Mehrkosten für die Beschaffung von 

Baumaterialien werden eben-
falls nicht zugesprochen, da 
vorliegend eine besondere ver-
tragliche Konstellation einen 
Anspruch der Klägerin verhin-
derte.

Hinweis für die Praxis
Die Entscheidung führt noch-

mals vor Augen, dass der baubetriebliche An-
sprüche geltend machende AN nicht nur sorg-
fältig seine Ansprüche die Bauzeitverlängerung 
vortragen muss, sondern der AN auch ver-
pflichtet ist, Ansprüche der Höhe nach auf Ba-
sis der Urkalkulation zu berechnen. Ein solcher 
Vortrag wird einem AN nur dann gelingen, 
wenn er ein baubetriebliches Sachverständigen-
gutachten erstellt hat. Es empfiehlt sich, bereits 
bei der Erstellung eines baubetrieblichen Gut-
achtens einen spezialisierten Rechtsanwalt hin-
zuzuziehen, da diesem die Denkweisen des Ge-
richts vertraut sind und er deshalb die Darstel-
lung der Ansprüche entsprechend den recht-
lichen Anforderungen steuern kann.� 

Voraussetzungen der Berechnung 
eines Anspruchs aus § 642 BGB

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals
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1. Wird nicht die nach den Vergabeunter-
lagen geforderte Leistung angeboten, ist 
das Angebot zwingend von der Vergabe 
auszuschließen, weil hierdurch die Ver-
gabeunterlagen abgeändert werden.  
2. Das gilt auch dann, wenn der Bieter 
die abweichende Leistung nur deshalb 
angeboten hat, weil er von Problemen 
des Auftraggebers Kenntnis hatte, die im 
Rahmen eines vorangegangenen Pro-
jektes mit der ausgeschriebenen Lei-
stung aufgetreten sind.  
�OLG Düsseldorf, Beschluss vom 12.02.2013

Bei einem Vergabeverfahren über die „Ge-
bäudeautomation für den Ersatzneubau 

der Universität Bielefeld“ wird das Angebot 
eines Bieters wegen Abänderung der Ausschrei-
bungsunterlagen (§ 16 Abs. 1 Nr. 1 b i. V. m. 
§ 13 Abs. 1 Nr. 5 VOB/A) ausgeschlossen. Nach 
den technischen Vertragsbedingungen zum Lei-
stungsverzeichnis waren von 
den Bietern zur raschen Fehler-
behebung Module anzubieten, 
die u. a. eine LCD-Anzeige-Ein-
heit enthalten. Das vom ausge-
schlossenen Bieter angebotene 
Automationssystem enthielt 
dieses Modul nicht. Dies ergab 
sich eindeutig aus der Aufstel-
lung der vom Bieter zum angebotenen Produkt 
aufgeführten Komponenten, in der die Anzei-
geeinheit ebenso wenig wie im übrigen Angebot 
enthalten war. In dem vom Bieter angestrengten 
Nachprüfungsverfahren räumt dieser ein, dass 
der Auftraggeber den Einbau dieser Bedienein-
heit bei einem anderen Beschaffungsvorhaben 
aufgrund technischer Probleme nicht ge-
wünscht habe und dort die vom Bieter instal-
lierte Station ohne dieses Zubehörteil ausge-
führt worden sei. 

Die Entscheidung des Gerichts
Das OLG lehnt die vom Bieter beantragte Wie-
derherstellung des Zuschlagsverbotes ab. Das 
Gericht stellt fest, dass der Bieter mit seinem 
Angebot nicht alle Anforderungen des Lei-
stungsverzeichnisses erfüllt, weil die Anzeige-
einheit nicht mit angeboten wurde.  Das Ge-

richt hält es für unerheblich, dass der Auftrag-
geber in einem vorangegangenen Beschaffungs-
vorhaben auf den Einbau dieses Moduls (wohl 
aus technischen Gründen) verzichtet habe. 
Denn aus dem Leistungsverzeichnis der aktu-
ellen Ausschreibung geht unmissverständlich 
hervor, dass dieses Bedienelement zur Aus-
schreibungsbedingung gemacht wird. Der Bie-
ter kann in seinem Angebot nicht eigenmächtig 
auf dieses Element verzichten, selbst wenn dies 
aus technischen Gründen möglicherweise sinn-
voll ist. Er ändert damit die Verdingungsunter-
lagen ab, was aufgrund der dann nicht mehr 
gegebenen Vergleichbarkeit unweigerlich zum 
Ausschluss des Angebotes führt. 

Hinweis für die Praxis
Hält ein Bieter die Vorgaben des Auftraggebers 
im Leistungsverzeichnis für unsinnig oder tech-
nisch überholt, dann sollte er den Auftraggeber 
vor Angebotsabgabe darauf hinweisen und ge-

gebenenfalls auf eine Änderung 
der Vorgaben hinwirken. Kei-
nesfalls aber darf der Bieter sei-
nen Willen über den des Auf-
traggebers stellen und im Rah-
men seines Angebotes von den 
technischen Parametern der 
Ausschreibungsunterlagen ab-
weichen. Dies gilt auch dann, 

wenn der Bieter meint, er würde dem Auftrag-
geber dadurch „etwas Gutes tun“. Denn jegli-
che Abweichung von den Vorgaben der Aus-
schreibungsunterlagen führt unweigerlich zum 
Ausschluss des Angebotes. Dies macht auch 
Sinn, weil die Angebote dann nicht mehr in 
technischer Hinsicht vergleichbar sind. Wie die 
Vergabekammer Lüneburg bereits in einem Be-
schluss vom 23.07.2012 festgestellt hat, müssen 
die Bieter grundsätzlich davon ausgehen, dass 
der Auftraggeber die Leistung so angeboten ha-
ben will, wie er sie in den Vergabeunterlagen 
festgelegt hat. Wollen oder können die Bewer-
ber die Leistung nicht nach Maßgabe der Ver-
gabeunterlagen anbieten, steht es ihnen frei, 
Änderungsvorschläge oder Nebenangebote zu 
unterbreiten, sofern diese nicht vom Auftragge-
ber ausdrücklich ausgeschlossen wurden.� 

Angebotsausschluss bei Änderung 
der Verdingungsunterlagen

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Abweichungen 
vom LV nur in Än-
derungsvorschlä-

gen bzw. Nebenan-
geboten zulässig

Verrückt: TGA-Planer 
soll für die Abdichtung 
von Duschtassen 
verantwortlich sein!

Ein Generalunternehmer beauftragte 
ein TGA-Planungsbüro u. a. für die 
Sanitärplanung eines Hotelneubaus. 
Nach Fertigstellung der Arbeiten 
kommt es zu Feuchtigkeitsschäden im 
Bereich der Duschtassen. Ursache 
der Feuchtigkeitsschäden ist, dass 
der Anschluss der Duschtassen an 
die aufgehenden Wände nicht dicht 
ist und dort Wasser eindringen kann. 
Konkret waren die Duschkabinen zu-
nächst bis auf den Estrich gefliest 
worden, anschließend wurden die 
Duschwannen eingebaut und der Fu-
genspalt zwischen Duschwanne und 
Fliesen mit Silikon abgedichtet. Diese 
Silikonfuge war vom Werkunterneh-
mer dann auch noch fehlerhaft ausge-
führt worden. 

Der Generalunternehmer verklagte 
den TGA-Planer auf Schadensersatz 
in Höhe von € 220.000,00 und bekam 
diesen auch zugesprochen. 

Das OLG Düsseldorf ist der Ansicht, 
der TGA-Planer müsse die Fugenaus-
bildung und generell die Abdichtung 
einer Duschtasse im Detail planen. 
Dies ist nach Ansicht des OLG Düs-
seldorf nicht die Aufgabe des Archi-
tekten. Außerdem habe der TGA-Pla-
ner die Werk- und Montageplanung 
des Bauunternehmers sowie die Mon-
tageanleitung des Lieferanten der 
Duschtassen dahingehend überprü-
fen müssen, ob sie technisch richtig 
seien. Legt man diese Maßstäbe an 
die Ausführungsplanung an, dann 
müssen sich viele TGA-Planer fragen, 
ob sie ihren eigenen Leistungsumfang 
richtig einschätzen. Unabhängig da-
von ist der Architekt hiermit natürlich 
nicht „aus dem Schneider“. Vielmehr 
muss dieser die Planung der Son-
derfachleute prüfen und in seiner ei-
genen Planung integrieren. 

OLG Düsseldorf, Urteil vom 
25.10.2012, 5 U 162/11

Aktuelles 



1. Das Vergaberecht ist vom Grundsatz der 
größtmöglichen Beschleunigung geprägt, 
denn durch die Möglichkeit der Durchfüh-
rung eines Vergabenachprüfungsverfah-
rens soll der Auftraggeber nicht daran ge-
hindert werden, innerhalb angemessener 
Zeit Aufträge zu erteilen. Das Gesetz ord-
net deshalb in § 107 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 - 3 
GWB an, dass erkannte und erkennbare 
Verstöße gegen das Vergaberecht zügig zu 
rügen sind, anderenfalls ist ein Nachprü-
fungsantrag unzulässig.  
2. Vergaberechtsverstöße, die aufgrund 
der Bekanntmachung oder in den Vergab-
eunterlagen (einschließlich der Leistungs-
beschreibung) erkennbar sind, müssen 
spätestens bis zum Ablauf der Angebots- 
oder Bewerbungsfrist gerügt werden.  
3. Ein Unterrichtungsschreiben, mit dem 
der Auftraggeber den Bietern vor Ablauf 
der Angebotsfrist ergänzende Informati-
onen durch Mitteilung seiner Antworten 
auf Bieterfragen bekannt gibt, gehört zu 
den Vergabeunterlagen.  
4. Nach Ablauf von mehr als einer Woche 
ist eine Rüge im Regelfall nicht mehr un-
verzüglich, in einfach gelagerten Fällen 
sind drei Tage zugrunde zu legen. Ein län-
gerer Zeitablauf kann nur in Ausnahmefäl-
len bei besonders schwierig Sach- und/
oder Rechtslage als unverzüglich gelten.  
� OLG Brandenburg, Beschluss vom 30.04.2013 
- VergW 3/13 - 

Der Auftraggeber schrieb Leistung zur hy-
draulischen Modellierung zum Zwecke 

der späteren Erstellung eines 
Hochwasserrisikomanagement-
plans europaweit als Dienstlei-
stungsauftrag im Verhandlungs-
verfahren mit vorgeschaltetem 
Teilnahmewettbewerb aus. Die 
Ausschreibung war in sechs Ge-
bietslose (Teillose) aufgeteilt. Da 
für die zu erbringende Leistung 
unterschiedliche Software-Lösungen (1D/2D- 
bzw. 2D-Sofware) zum Einsatz kommen kön-
nen, enthielt die Vergabebekanntmachung den 
Hinweis, dass alle Lose mit derselben Software 
bearbeitet werden sollen. Für den Fall, dass die 
für den Zuschlag vorgesehenen Bieter für die 

Lösung ihrer Aufgaben unterschiedliche Soft-
ware einsetzen, kündigte der Auftraggeber an, 
diese Bieter aufzufordern, das Angebot zu än-
dern, sodass alle Bieter die identische Software 
einsetzen. Die Antragstellerin, eine Bieterge-
meinschaft aus zwei Unternehmen, gab fristge-
recht einen Teilnahmeantrag für die Lose 1 und 
4 ab. Sie benannte als bevollmächtigten Vertre-
ter der Bietergemeinschaft Herrn G. Dieser ist 
Firmeninhaber eines der Mitglieder der Bieter-
gemeinschaft. Am 06.11.2012 schrieb der Auf-
traggeber an das Ingenieurbüro G., zu Händen 
Herrn G., und teilte gemäß § 101 a GWB mit, 
dass beabsichtigt ist, den Zuschlag auf das An-
gebot der Beigeladenen zu erteilen. Mit anwalt-
lichen Schriftsätzen vom 
07.11.2012 (gleichlautend für 
Lose 1 und 4) zeigten die Verfah-
rensbevollmächtigten der An-
tragstellerin an, dass sie Herrn 
G. vertreten und erhoben ver-
schiedene Rügen gegen das Ver-
gabeverfahren. Gerügt wird die 
Festlegung der einheitlichen 
Software-Lösung für alle Lose und die Annahme 
gleicher Eignung von 2D-Software und 1D/2D-
Software. Diese Rüge wies der Auftraggeber mit 
Schreiben vom 12.11.2012 zurück. Am 15.11.2012 
meldeten sich erneut die Verfahrensbevollmäch-
tigten der Antragstellerin und teilten mit, dass 
sie die antragstellende Bietergemeinschaft ver-
treten. Sie rügten, dass die Vorabinformation 
nur einem Bietergemeinschaftsmitglied, nicht 
aber der Bietergemeinschaft übermittelt worden 
wäre. 

Die Entscheidung des 
Gerichts
Das OLG Brandenburg weist 
die sofortige Beschwerde gegen 
den Beschluss der Vergabekam-
mer zurück. Das OLG Bran-
denburg bestätigt die Rechts-
auffassung der Vergabekammer, 
die den Nachprüfungsantrag für 

unzulässig gehalten hat, da die erhobenen Rü-
gen nicht unverzüglich i. S. d. §§ 107 Abs. 3 
Nrn. 1 - 3 GWB erfolgt wären. Zur Begrün-
dung führt das OLG aus, dass das Vergaberecht 
vom Grundsatz der größtmöglichen Beschleu-
nigung geprägt ist, um dem Auftraggeber die 

Möglichkeit zu geben, auch bei Durchführung 
eines Vergabenachprüfungsverfahrens schnellst-
möglich Aufträge zu erteilen. Da die Antragstel-
lerin erstmals nach Ablauf der Angebotsfrist 
Rügen gegen die beabsichtigte Vergabe erhoben 
hat, waren diese Rügen präkludiert. Diese Rü-
gen waren, so das OLG, auf einen Sachverhalt 
gestützt, der aufgrund der Bekanntmachung 
oder in den Vergabeunterlagen erkennbar war. 
Daher ist die Rüge gegen die Festlegung, dass 
sämtliche Lose mit einer Softwarelösung bear-
beitet werden sollen, präkludiert. Diese Rüge 
hätte spätestens mit Angebotsabgabe erhoben 
werden müssen. Ebenfalls präkludiert ist die 
Rüge, den Zuschlag auf Angebote zu erteilen, 

die 1D/2D-Software einsetzen. 
Das OLG betont in diesem Zu-
sammenhang, dass eine Rüge 
gemäß § 107 Abs. 3 GWB un-
verzüglich zu erfolgen hat. Un-
verzüglich bedeutet gemäß § 121 
BGB „ohne schuldhaftes Zö-
gern“. Die am 15.11.2012 für die 
Antragstellerin erhobene Rüge 

wäre daher präkludiert. Ebenfalls als nicht 
durchgreifend erachtet das OLG die Rüge der 
Antragstellerin, dass die Bieterinformation le-
diglich an ein Mitglied der Bietergemeinschaft, 
nicht aber an die Bietergemeinschaft gesandt 
worden ist. Insoweit wäre die Bietergemein-
schaft mit Zusendung der Bieterinformation an 
ihr vertretungsbrechtigtes Mitglied gemäß § 101 
a GWB ordnungsgemäß informiert worden.

Hinweis für die Praxis
Diese Entscheidung führt nochmals vor Augen, 
dass im Vergaberecht Vergaberechtsverstöße un-
verzüglich, spätestens jedoch mit Abgabe des 
Teilnahmeantrages oder des Angebotes gerügt 
werden müssen. Lediglich in Ausnahmefällen 
kann ein möglicher Vergaberechtsverstoß nach 
Erhalt der Bieterinformation gemäß § 101 a 
GWB gerügt werden. Bietern ist zu raten, so-
bald diese von möglichen Vergaberechtsverstö-
ßen Kenntnis haben, unverzüglich eine entspre-
chende Rüge auszusprechen. Dies sollte gegebe-
nenfalls durch Hinzuziehung eines entspre-
chend beauftragten und spezialisierten Rechts-
anwaltes geschehen. � 

Folgen einer verspäteten Rüge
Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Keine unverzüg-
liche Rüge: 

Nachprüfungs-
antrag 

unzulässig

Rüge muss 
innerhalb 
von drei 
Tagen 

erfolgen
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In vielen Fällen sind durch sofortige Beauf-
tragung eines Rechtsanwalts für die Man-
dantschaft besonders gute Ergebnisse zu 
erzielen.

Rechtsanwalt Stephan Becker ist Mitglied der 
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht und nun-
mehr bereits seit über drei Jahren in unserer 
Kanzlei neben dem Arbeitsrecht auch im Be-
reich des Verkehrsrechts tätig. Er wird voraus-
sichtlich im Laufe des nächsten Jahres den 
Fachanwaltstitel für Verkehrsrecht erwerben 
und steht unseren Mandanten für alle verkehrs-
rechtlichen Fragestellungen zur Verfügung. 

Im Verkehrsrecht werden u. a. folgende Be-
reiche abgedeckt:

Verkehrsunfallabwicklung
Bußgeldverfahren
Strafverfahren
Autokauf/Leasing
Führerscheinangelegenheiten

Bei Fragen aus diesen oder anderen Bereichen 
des Verkehrsrechts steht Ihnen Rechtsanwalt 
Becker gerne zur Verfügung.

Da viele unserer Mandanten über (meist 
nicht nur einen) Geschäftswagen verfügen und 
viele Kilometer im Jahr zurücklegen, kommt es 
naturgemäß oftmals zu Bußgeldverfahren oder 
Verkehrsunfällen. Wir möchten unseren Man-
danten und ihren Angestellten, die mit einem 
Geschäftswagen – oder auch privat – unterwegs 
sind, für den Fall eines Verkehrsunfalls folgende 
Ratschläge mitgeben:

Nach einem Unfall sollte Folgendes beach-
tet werden:

Die Unfallstelle muss gesichert und die 
Polizei sollte unbedingt angerufen wer-
den. Dies gilt auch, wenn sich die Par-
teien vermeintlich über den Unfallher-
gang und die Schuldfrage einig sind.
Ist jemand verletzt, sollte ein Rettungs-
wagen gerufen werden.
Äußern Sie sich möglichst gar nicht ge-
genüber der Polizei oder anderen Beteili-
gten zum Unfallgeschehen. Dies sollte 
erst nach erfolgter Akteneinsicht und 
Rücksprache mit einem Verkehrsrechts-
anwalt geschehen.

•
•
•
•
•

•

•

•

Geben Sie insbesondere kein spontanes 
Schuldanerkenntnis ab. In der Regel ste-
hen Sie unter Schock und haben nicht 
die Ruhe, vernünftig nachzudenken.
Verändern Sie nichts oder so wenig wie 
möglich, bevor die Polizei eintrifft. Al-
lerdings trifft die Unfallbeteiligten auf 
viel befahrenen Straßen/Kreuzungen ei-
ne Räumpflicht.
Machen Sie unbedingt Fotos (ggf. mit 
dem Handy) von der Unfallstelle, bevor 
etwas verändert wird (zur Not nach den 
Fotos die Unfallstelle räumen).
Notieren Sie den Namen des Fahrers, 
des Halters, das Kennzeichen sowie die 
Versicherung des Unfallgegners.
Überprüfen Sie das Protokoll der Polizei 
und weisen Sie gegebenenfalls auf Un-
stimmigkeiten oder Fehler in der Auf-
nahme des Unfalls hin.
Lassen Sie sich nicht von der vermeint-
lichen Kooperation der Versicherung des 
Unfallgegners beeinflussen bzw. treffen 
Sie keine Vereinbarungen mit dieser. 
Denn diese ist stets daran interessiert, so 
wenig wie möglich zu zahlen und nicht 
unbedingt immer alles auszuzahlen, was 
Ihnen zusteht.
Unmittelbar nach jedem Unfall setzen 
Sie sich mit Ihrem Rechtsanwalt in Ver-
bindung, um die weitere Vorgehensweise 
zu besprechen. Ein kurzer Anruf ist im-
mer zunächst unverbindlich und Sie 
können bei Bedarf einen Termin verein-
baren oder die Unterlagen übersenden. 
Ihr Anwalt kann Ihnen Ihre Rechte und 
Möglichkeiten aufzeigen und hilft Ih-
nen, diese durchzusetzen. 
Sie sollten keinen von der gegnerischen 
Versicherung beauftragten Gutachter ak-
zeptieren, sondern – ggf. nach Rück-
sprache mit Ihrem Rechtsanwalt – einen 
eigenen Gutachter mit der Schadenfest-
stellung beauftragen. So wird vermie-
den, dass die Schadenkalkulation bereits 
im Sinne der Versicherung erstellt wird.
Beim unverschuldeten Unfall zahlt die 
gegnerische Versicherung die Kosten des 
eigenen Rechtsanwalts. In vielen Fällen 
werden diese sonst auch von der Rechts-
schutzversicherung übernommen.

•

•

•

•

•

•

•

•

•

Wichtig ist, dass Sie sich nicht von der gegne-
rischen Versicherung „in Sicherheit wiegen las-
sen“, dass diese schon alles regeln wird. Denn 
diese ist nur daran interessiert, so viel Geld wie 
möglich zu sparen und nicht, Ihnen den ent-
standenen Schaden voll zu ersetzen. Daher 
sollten Sie insbesondere auch in vermeintlich 
unstreitigen Fällen sofort Ihren Rechtsanwalt 
anrufen, um eine möglichst schnelle und voll-
ständige Erstattung Ihrer Schäden zu errei-
chen.

Auch im verkehrsrechtlichen Bußgeld- und 
Strafverfahren sollten Sie zunächst keine Äuße-
rungen treffen, sondern zunächst durch Ihren 
Rechtsanwalt Akteneinsicht beantragen. In ei-
ner Vielzahl von Verfahren konnten so wirklich 
günstige Ergebnisse für unsere Mandantschaft 
erzielt werden. Wie Sie sich am besten nach 
dem Erhalt einer Anhörung oder eines Buß-
geldbescheides verhalten sollten, werden wir Ih-
nen in einem unserer nächsten Newsletter er-
läutern. Beispielsweise konnten durch ge-
schickte Prozesstaktik viele Verfahren einge-
stellt werden (Rotlichtverstoß, Geschwindig-
keitsüberschreitungen, etc.), die unseren 
Mandanten nicht nachgewiesen werden konn-
ten oder bei denen wir die Verfolgungsverjäh-
rung erreicht haben.

Beratungsangebot von WRD erweitert: Verkehrsrecht 
Aktuelles

Stephan Becker
Rechtsanwalt

ist angehender Fachan-
walt für Arbeitsrecht und 

Verkehrsrecht und überwiegend auf die-
sen Gebieten tätig. 

Unser Autor:



1. Steht die nach § 2 Nr. 3 oder Nr. 5 VOB/
B zu bestimmende Vergütung für Mehr-
mengen oder geänderte Leistungen in 
einem auffälligen, wucherähnlichen Miss-
verhältnis zur Bauleistung, kann die der 
Preisbildung zugrunde liegende Vereinba-
rung sittenwidrig und damit nichtig sein.  
2. Ein auffälliges Missverhältnis ist nur 
dann wucherähnlich, wenn der aufgrund 
dessen über das übliche Maß hinausge-
hende Preisanteil sowohl absolut gese-
hen als auch im Vergleich zur Gesamtauf-
tragssumme in einer Weise erheblich ist, 
dass dies von der Rechtsordnung nicht 
mehr hingenommen werden kann.  
3. Hat der Auftragnehmer die Vermutung 
für ein sittlich verwerfliches Gewinnstre-
ben durch den Nachweis entkräftet, ihm 
sei bei der Preisbildung zu seinen Guns-
ten ein Berechnungsfehler unterlaufen, so 
verstößt es gegen Treu und Glauben und 
stellt eine unzulässige 
Rechtsausübung dar, wenn 
er den hierauf beruhenden, 
in einem auffälligen Miss-
verhältnis zur Bauleistung 
stehenden Preis für Mehr-
mengen oder geänderte 
Leistungen verlangt.   
� BGH, Urteil vom 14.03.2013

Das LV eines Auftrages über Trockenbauarbei-
ten sieht u. a. 16 Stück T-Verbindungen für 

Trockenbauwände vor. Der Auftragnehmer hatte 
hierfür pro Stück € 975,35 angeboten, was unge-
fähr dem 22-Fachen des üblichen Preises ent-
sprach. Aufgrund von Planänderungen waren spä-
ter 261 T-Verbindungen auszuführen. Diese rech-
net der Auftragnehmer mit dem überhöhten 
Einheitspreis ab, was einer Forderung von ca. € 
300.000,00 entspricht. Im Vergleich hierzu: Der 
Gesamtauftragswert betrug ursprünglich rund € 
420.000,00. Da der Auftraggeber diese Kostenex-
plosion nicht bezahlen will, klagt sich der Auftrag-
nehmer durch alle Instanzen.

DIE ENTSCHEIDUNG DES GERICHTS
Der BGH weist die Klage ab und stützt sich dabei 
auf seine bisherige Rechtsprechung zur Sittenwid-

rigkeit überhöhter Einheitspreise. In Anbetracht 
der Tatsache, dass der vom Auftragnehmer seiner-
zeit angebotene Einheitspreis mehr als das 22-
Fache des üblichen Einheitspreises betrage, sei die 
Vermutung sittlich verwerflichen Gewinnstrebens 
gerechtfertigt. Dabei hilft dem Auftragnehmer der 
Einwand nicht, er habe sich bei der Preisbildung 
zu seinen Gunsten lediglich verrechnet. Denn 
auch in diesem Fall würde es einer unzulässigen 
Rechtsausübung gleichkommen, den überhöhten 
Einheitspreis für Mehrmengen oder geänderte 
Leistungen zu verlangen. Insofern kann der Auf-
tragnehmer für die Mehrmengen nicht den ur-
sprünglich vereinbarten Preis, sondern nur die 
marktübliche Vergütung abrechnen.

HINWEIS FÜR DIE PRAXIS
Mit diesem Urteil setzt der BGH seine im Jahr 
2008 begründete Rechtsprechung zum sittenwid-
rig überhöhten Einheitspreis konsequent fort. Ein 
solcher soll jedoch nur dann zur Sittenwidrigkeit 

(und damit Nichtigkeit) der 
Preisabrede führen, wenn das Re-
sultat der Multiplikation zwi-
schen dem überhöhten Einheits-
preis und der Mehrmengen so-
wohl absolut gesehen als auch im 
Vergleich zur Gesamtauftrags-
summe nicht mehr hingenom-
men werden kann. Der BGH be-

ruft sich dabei auf eine kurz zuvor ergangene Ent-
scheidung vom 07.03.2013. Anders als in dieser 
Entscheidung lässt er die Ansprüche des Auftrag-
nehmers aber nicht an der Nichtigkeit der Preisab-
rede, sondern an der treuwidrigen Ausnutzung des 
möglichen Kalkulationsfehlers scheitern. Selbst 
wenn der Auftragnehmer nicht mit diesem Preis 
spekuliert hat, darf er den „Fehler“ nicht nut-
zen, seinen Auftraggeber bei der Schlussrech-
nung zu übervorteilen. �  

Wucherähnliches Missverhältnis 
von Preisen zur Bauleitung 

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

In solchen �
Fällen ist für 

Mehrmenen die 
übliche Vergü-

tung geschuldet

Pflichten von 
Auskunfteien
Die Einträge über Unternehmen in 
Auskunfteien geben meistens nur 
die halbe Wahrheit wieder. Manche 
Einträge dort sind sogar schlicht 
falsch. In diesem Fall hat das Unter-
nehmen gemäß § 35 Abs. 1 Bun-
desdatenschutzgesetz einen Berich-
tigungsanspruch. Lässt sich 
kurzfristig nicht klären, welche Anga-
ben nun richtig sind, sind die betref-
fenden Einträge einstweilen zu sper-
ren. Nach dem neu eingefügten § 35 
Abs. 2 a BDSG darf die Tatsache 
der Sperrung jedoch nicht übermit-
telt werden, weil allein durch die 
Kenntnis, dass bestimmte Daten ge-
sperrt wurden, negative Rückschlüs-
se auf den Betroffenen gezogen 
werden können. 

Eben solches hatte eine Auskunftei 
jedoch in einem vom Verwaltungs-
gericht Darmstadt entschiedenen 
Fall getan. Auf Intervention einer 
Unternehmerin wurden die von ihr 
monierten Angaben zunächst be-
richtet. Als die Unternehmerin je-
doch Schadensersatz verlangte, 
sperrte die Auskunftei sämtliche Da-
ten und teilte anfragenden Gesell-
schaften mit, eine Auskunft sei nicht 
möglich. Dies hatte zur Folge, dass 
die Unternehmerin u. a. keine Kre-
dite mehr bekam. Das Verwaltungs-
gericht Darmstadt hat der Auskunftei 
diese Auskunftspraxis im Wege der 
einstweiligen Verfügung verboten. 
Soweit Daten gesperrt seien, dürfe 
über diese - ohne weitere Kommen-
tierung - nichts verlautbart werden. 
Seien alle Daten gesperrt, müsse 
Dritten mitgeteilt werden, dass keine 
Daten über den Betroffenen vorlä-
gen. Da die Auskunftei gegen den 
Beschluss Rechtsmittel eingelegt 
hat, liegt noch keine abschließende 
Entscheidung vor. Aus unserer Sicht 
geht die Entscheidung jedoch in die 
richtige Richtung, sodass sich auch 
andere Unternehmen darauf bezie-
hen können.

Aktuelles
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WRD Streitgespräch zur Mängelhaftung 
September 2013 in Berlin
Themen: funktionaler Mangelbegriff, 
merkantiler Minderwert, anerkannte �
Regeln der Technik
Einladungen erfolgen gesondert!

Ankündigung



Veranstaltungen, auf denen Be-
rufsträger unserer Kanzlei im 
nächsten Quartal als Referenten 
auftreten

Brandschutz und/oder 
Bestandsschutz
Referent: Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: 
Großbeeren, 10.09.2013
Veranstalter:
Burgenkönig Video GmbH

Planerhaftung beim 
Brandschutz
Referent: Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: Fulda, 12.09.2013
Veranstalter: 
BHE Bundesverband 
Sicherheitstechnik e. V.

Öffentliches Baurecht  
für Eisenbahningenieure
Referent: Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: 
Wuppertal, 18. - 19.09.2013
Veranstalter: TAW Akademie

Unterschiedliche Haftung  
von Prüfingenieuren und  
Prüfsachverständigen?
Referent: Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: Konstanz, 21.09.2013
Veranstalter: Bundesverband der 
Prüfingenieure für Bautechnik e. V.

Termine
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Auch im 4. Quartal 2013 führen wir wieder 
baurechtliche Schulungen für Sie durch. Nähe-
re Einzelheiten zu den angebotenen Schulungen 
entnehmen Sie bitte unserer Internetseite  
www.bauleiterschulung.de. Dort können Sie 
sich auch anmelden. Für inhaltliche Rückfra-
gen stehen Ihnen die jeweiligen Referenten in 
unserem Berliner Büro gerne zur Verfügung. 
Sollten Sie Interesse an einer Inhouse-Schulung 
haben, wenden Sie sich bitte an unsere zustän-
dige Mitarbeiterin, Frau Goltz (030 278707).

Seminarangebot 4. Quartal 2013
www.bauleiterschulung.de

Basiswissen bei der Dokumentation des Bauab-
laufes (Nachträge, Behinderungen, Stundenlohn-
arbeiten, Abnahme und Mängel, Aufmaß und Ab-
rechnung)

Datum: 22. November 2013       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Markus Fiedler

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“ �

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

VOB für poliere

Die komplette VOB/B an zwei Tagen - unser 
meistgebuchtes Seminar

Datum: 14./15. Oktober 2013       Dauer: 2 Tage

Referenten: RA Bernd Kimmich, 

                     RA Markus Fiedler 

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“ �

Konditionen: € 480,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Bauleiterschulung: 
Die VOB/B in der Praxis (Berlin)

Die komplette VOB/B an zwei Tagen - unser 
meistgebuchtes Seminar

Datum: 07./08. November 2013      Dauer: 2 Tage

Referent: RA Bernd Kimmich, 

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“ �

Konditionen: € 480,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Bauleiterschulung: 
Die VOB/B in der Praxis (Schwerin)

Darstellung aller Nachtrags- und Preisanpas-
sungsvorschriften der VOB/B mit Berechnungs-
beispielen zur Nachtragshöhe

Datum: 28. Oktober 2013       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Bernd Kimmich 

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“ �

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Vergütung und Nachträge am bau

Kaufmännische Bestätigungsschreiben, Los-
lösung vom  Pauschalpreis, Leistungsverwei-
gerung bei streitigen Nachträgen, Wirksamkeit 
vertraglicher Klauseln, Abwehr der Vertrags-
strafe, Beweislastumkehr beim Aufmaß und 
mehr

Datum: 18. Oktober 2013       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Markus Fiedler

Seminarunterlagen: umfangreiches Skript 

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

20 Tipps und Tricks für  
auftragnehmer (Schwerin)

Kaufmännische Bestätigungsschreiben, Los-
lösung vom  Pauschalpreis, Leistungsverwei-
gerung bei streitigen Nachträgen, Wirksamkeit 
vertraglicher Klauseln, Abwehr der Vertrags-
strafe, Beweislastumkehr beim Aufmaß und 
mehr

Datum: 07. November 2013       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Markus Fiedler

Seminarunterlagen: umfangreiches Skript 

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

20 Tipps und Tricks für  
auftragnehmer

WRD-Unternehmergespräche
Recht + Steuern 

am 17.09.2013 in Berlin
zum Thema: 
Neues zum Immobilienrecht und 
Mietrechtsänderungsgesetz

am 21.11.2013 in Berlin
zum Thema: 
Erbfolge und Testamentsgestaltung 

Einladungen folgen gesondert!

Ankündigung

Typische Fragen und Probleme bei Ausschrei-
bung und Vergabe öffenlicher Bauaufträge

Datum: 09.10.2013      Dauer: 1 Tag

Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert

Seminarunterlagen: Skript, Urteilssammlung�

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Kompaktschulung 
Vergaberecht (VOB/A)



In den vergangenen 20 Jahren ist eine stetige 
Verschärfung der Mängelhaftung von Bau-

unternehmern und Planern zu verzeichnen. Als 
Stichpunkte sind hier zu nennen die Entwick-
lung der „Symptomrechtsprechung“, die Aus-
dehnung des funktionalen Mangelbegriffs etwa 
im Fall „Blockheizkraftwerk“, die Erhöhung 
der Anforderungen an die Unzumutbarkeit der 
Mangelbeseitigung sowie die aktuelle Tendenz 
der Behauptung eines „verbleibenden merkan-
tilen Minderwertes“ nach erfolgreicher Man-
gelbeseitigung. 

Hinzu kommt die in den letzten Jahr-
zehnten erheblich gestiegene Regelungsdichte 
im Bereich von DIN-Normen und europä-
ischen Normen. Derzeit werden vom Normen-
ausschuss Bau beim DIN rund 3.200 Normen 
betreut, von denen sich immerhin rund 800 in 
Neuaufstellung oder Überarbeitung befinden. 
Hinzu kommen Systemzulassungen und Her-
stellervorschriften in ständig wachsender Zahl. 

In den meisten Fällen wird nicht mehr das 
normiert, was sich in der Baupraxis erfolgreich 
bewährt hat, sondern die Normungsgremien 
entwickeln völlig neue Regeln. Die Norment-
wicklung findet zudem weitgehend unter Aus-
schluss der Baupraxis statt. 

All diese Entwicklungen führen zu immer 
zahlreicheren und größeren Mängelprozessen, 
obgleich die Qualität der Bauausführung in den 
vergangenen Jahrzehnten keineswegs gesunken, 
sondern erheblich gestiegen ist. 

Einige große Versicherer haben hieraus be-
reits Konsequenzen gezogen und ziehen sich 
aus der Haftpflichtversicherung für Architekten 
und Ingenieure zurück. 

Da das Thema Mängelhaftung sowohl für 
die bauausführenden Unternehmen als auch für 
Bauherren und Planer von erheblicher wirt-
schaftlicher Bedeutung ist, werden wir im Sep-
tember hierzu ein Symposium veranstalten. In 
Form eines Streitgespräches werden Richter, 
Rechtsanwälte und Sachverständige über ver-
schiedene Aspekte der Mängelhaftung diskutie-
ren, bei denen nach unserer Einschätzung ein 
Überdenken der bisherigen Rechtsprechung 
angezeigt ist. 

Konkret wollen wir folgende Themenbe-
reiche diskutieren: 

1. Funktionaler Mangelbegriff: 
Ist die stillschweigende Verein-
barung einer umfassenden Funk-
tionstauglichkeit eine juri-
stische Fiktion?

Zu diesem Themenkreis wollen wir verschie-
dene Probleme des funktionalen Mangelbe-
griffs diskutieren. Beispielsweise ist hier die Fra-
ge zu nennen, wie mit Widersprüchen zwischen 
einer ausdrücklich vereinbarten Beschaffenheit 
und einer möglichen Beeinträchtigung der voll-
ständigen Funktionstauglichkeit der Werklei-
stung umzugehen ist. Ferner soll gefragt wer-
den, ob der BGH den funktionalen Mangelbe-
griff mit seiner Entscheidung „Blockheizkraft-
werk“ in einer Weise überdehnt, die dazu führt, 
dass dem Unternehmer Beratungspflichten be-
züglich Neben- bzw. Folgegewerken übergebür-
det werden, die Risikoverteilung zum Werkver-
trag einseitig zulasten des Bauunternehmers 
verschieben.

2. DIN/EN-Normen: Ist die Vermu-
tung, solche Normen würden 
allgemein anerkannte Regeln 
der Technik darstellen, heute 
noch aufrechtzuerhalten?

Unter dieser Überschrift wollen wir an verschie-
denen Beispielen wie etwa den neuen Bemes-
sungsnormen „Eurocode 2“ und der DIN 1946-
6 (Lüftung von Wohnungen) diskutieren, ob 
die aus der Rechtsprechung der 70er Jahre 
stammende Vermutung, DIN-Normen hätten 
die Vermutung für sich, allgemein anerkannte 
Regeln der Technik zu sein, heute noch auf-
rechtzuerhalten ist. Dabei werden verschiedene 
Aspekte diskutiert, so die Frage, ob es nicht 
richtig wäre, nur einen „Kernbestand“ aller Re-
geln als allgemein anerkannte Regeln der Tech-
nik anzusehen, nämlich diejenigen, die sich 
auch bereits in der Praxis bewährt haben. In der 
Konsequenz würde dies dazu führen, dass neu 
eingeführte DIN-Normen nicht ohne Weiteres 
die Vermutung für sich beanspruchen könnten. 
Daneben ist zu fragen, ob tatsächlich jede ein-
zelne Fußnote und jeder Tabellenwert in einer 
Norm die gleiche Verbindlichkeit besitzen muss 
bzw. soll, und ob geringfügige Abweichungen 

von den Vorgaben der komplexen Normen-
werke von vornherein nicht als Mangel angese-
hen werden sollten. 

3. Merkantiler Minderwert: Eine 
Erfindung von Juristen?

Auch wenn ein Mangel vollständig beseitigt 
wurde, kann ein Auftraggeber einwenden, sein 
Gebäude sei bei einem Verkauf weniger wert, da 
er potentielle Kaufinteressenten darüber aufklä-
ren müsse, dass ein erheblicher Mangel vorgele-
gen habe. Weil man nicht sicher sein könne, 
dass der Mangel vollständig behoben wurde, 
würde der Kaufpreis niedriger ausfallen. Diesen 
merkantilen Minderwert müsse der Bauunter-
nehmer erstatten.

Man muss kein Prophet sein, um vorauszu-
sagen, dass sich zukünftig jeder Bauherr auf den 
Standpunkt stellen wird, trotz ordnungsgemäß 
beseitigter Abnahmemängel würde angeblich 
ein merkantiler Minderwert verbleiben, denn 
hierzu gebe es schließlich Rechtsprechung. 

Das Problem besteht darin, dass bei den 
Bauherren Erwartungen geweckt werden, die 
weder von Bauunternehmern noch von Planern 
erfüllt werden können. Der Herstellungspro-
zess eines Bauwerkes ist ein individueller hand-
werklicher Prozess und keine Industrieproduk-
tion (wie bei einem Auto). Mängel sind in die-
sem Prozess praktisch nicht zu vermeiden. Die-
se müssen dann eben behoben werden. Das 
weiß auch der Käufer eines Bauwerkes. Wohl 
gemerkt: Diese Erwartungen bestehen heute 
noch nicht, werden sich aber herausbilden, 
wenn die Rechtsprechung des BGH in der Ent-
scheidung „Putzrisse“ sich umfassend durchset-
zen sollte. 

Wir werden mit einem Sachverständigen für 
Verkehrswertermittlung sowie Baufachleuten 
darüber sprechen, ob bisher ausreichende An-
haltspunkte für einen sogenannten „merkan-
tilen Minderwert“ vorliegen und wann das der 
Fall sein kann. Ferner werden Wege aufgezeigt, 
wie Bauunternehmer sich vor der Geltendma-
chung solcher Ansprüche schützen können. 

Über das genaue Datum der Veranstaltung 
werden wir rechtzeitig vorher per E-Mail infor-
mieren.  � 
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